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A.
Runderlasse und Mitteilungen

der Landesregierung 
und der obersten Landesbehörden

205 Umstufung
 von Teilstrecken der Bundesstraße 1
 im Gebiet der Stadt Neuss

Ministerium für Bauen und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen
III A 1-11-41/230

Düsseldorf, den 11. April 2007

Im Gebiet der Stadt Neuss, Rhein-Kreis Neuss, Re-
gierungsbezirk Düsseldorf hat sich mit der Fertig-
stellung des Umbaus der AS Neuss-West zum AK 
Neuss-West die Verkehrsbedeutung der B 1 zwi-
schen der AS Neuss-Holzheim (A 46) und dem AK 
Neuss-West (A 57) geändert.

Der Teilabschnitt der Bundesstraße 1

1.  von Netzknoten 4805 111 
nach Netzknoten 4806 047B

 von Station 0,000 bis Station 1,520

(Länge: 1,520 km)

  erfüllt die Voraussetzung des § 1, Abs. 3 des 
Bundesfernstraßengesetzes – FStrG – und wird 
gemäß § 2, Abs. 6 FStrG mit Wirkung zum 
01.07.2007 zur Bundesautobahn 46 aufgestuft.

Der Teilabschnitt der Bundesstraße 1

2.  von Netzknoten 4805 111 
nach Netzknoten 4806 047B

 von Station 1,520 bis Station 2,155

 (Länge: 0,635 km)

verliert seine Bedeutung als Bundesstraße und 
wird Bestandteil der Verbindungsäste des AK 
Neuss-West (§ 2, Abs. 6 a FStrG).

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39, 
40213 Düsseldorf erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich zu erheben. Sie kann auch bei dem Ver-
waltungsgericht zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erklärt werden. Wird die 
Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr Abschriften 
(zwei) beigefügt werden.

Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevoll-
mächtigten versäumt werden sollte, so würde das 
Verschulden dem Kläger zugerechnet werden.

    Im Auftrag

    Michael Heinze

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 187
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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

206 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 zwischen der Stadt Dinslaken und der 
 Stadt Oberhausen über die Aufnahme 
 von Kindern aus der Stadt Oberhausen 
 in die Kindertageseinrichtung 
 Im Hardtfeld 12 in Dinslaken 

Bezirksregierung
31.1.6.15

Düsseldorf, den 11. April 2007 

Aufgrund des § 1 Abs. 2 und §§ 23 ff des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621/SGV. NRW. 
202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.02.2005 
(GV. NRW. S. 102) hat der Rat der Stadt Dinslaken 
am 05.07.2005 und der Rat der Stadt Oberhausen 
am 12.09.2005 folgende öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung gemäß § 23 GkG beschlossen.

§ 1

1.   Die Stadt Dinslaken ist Träger der Kindertages-
einrichtung in Dinslaken, Im Hardtfeld 12, mit 
zur Zeit 70 Kindergartenplätzen. Aufgrund des 
Bewirtschaftungsvertrages vom 05./14.04.2004 
wird die Einrichtung von der Arbeiterwohl-
fahrt, Kreisverband Wesel e.V., betrieben. Die 
Stadt Dinslaken ersetzt der Arbeiterwohlfahrt 
den nachgewiesenen Betriebskostenanteil des 
Trägers nach dem GTK, leistet einen vertrag-
lichen Verwaltungskostenzuschuss in Höhe von 
2 % der nach dem GTK anerkennungsfähigen 
Betriebskosten abzüglich der Erhaltungspau-
schale nach der BKVO und trägt den Anteil des 
örtlichen Jugendhilfeträgers.

2.   Im Einvernehmen mit der Arbeiterwohlfahrt, 
Kreisverband Wesel e.V., verpflichtet sich die 
Stadt Dinslaken, in die Kindertageseinrichtung 
Kinder aus Oberhausen nach den gleichen Kri-
terien aufzunehmen wie Kinder aus Dinslaken.

3.   Der Bewirtschaftungsvertrag zwischen der 
Stadt Dinslaken und der Arbeiterwohlfahrt vom 
05./14.04.2004 bleibt durch diese Vereinbarung 
unberührt. Die Arbeiterwohlfahrt rechnet den 
vom Träger zu übernehmenden Betriebskosten-
anteil weiterhin mit der Stadt Dinslaken ab.

4.   Die Stadt Oberhausen erstattet der Stadt Dins-
laken von den in Abs. 1 genannten Kosten, mit 
Ausnahme des vertraglich vereinbarten Verwal-
tungskostenzuschusses, jährlich den Teilbetrag, 
der dem Verhältnis der aus Oberhausen kom-
menden Kinder zu der vom Landschaftsverband 
genehmigten Platzzahl der Einrichtung ent-
spricht. Der von der Stadt Oberhausen zu er-
stattende Betrag wird auf der Grundlage der 
mit dem Landschaftsverband vorzunehmenden 
Betriebskostenabrechnung ermittelt. Maßge-
bend ist die durchschnittliche Zahl der im Ab-
rechnungszeitraum (01.01. – 31.12.) angemel-
deten Oberhausener Kinder.

5.   Die Stadt Dinslaken behält sich vor, bis zum 
01.08. eines jeden Jahres Vorauszahlungen auf 

den von der Stadt Oberhausen zu erstattenden 
Betriebskostenanteil anzufordern.

§ 2

1.   Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Be-
kanntmachung im Veröffentlichungsblatt der 
Bezirksregierung Düsseldorf in Kraft und wird 
auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Sie kann 
schriftlich bis zum 31. Juli eines jeden Jahres 
gekündigt werden. Die Kündigung wird zum 
31. Juli des darauffolgenden Jahres wirksam.

Dinslaken, den 20. Februar 2007

Für die Stadt Dinslaken
Die Bürgermeisterin

Sabine Weiss In Vertretung

 Schmand
 Beigeordneter

Oberhausen, den 24. Januar 2007

Für die Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister

Klaus Wehling In Vertretung

 Frind 
 Beigeordneter

Genehmigung

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Dinslaken und der Stadt Oberhausen 
vom 20.02.2007/24.01.2007 über die Aufnahme von 
Kindern aus dem Gebiet der Stadt Oberhausen in 
die Kindertageseinrichtung Im Hardtfeld 12 in 
Dinslaken wird hiermit gemäß § 24 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 1 b des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV. NRW. S. 621/SGV. NRW. 202), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15.02.2005 (GV. 
NRW. S. 102), aufsichtsbehördlich genehmigt.

Düsseldorf, den 11. April 2007

Bezirksregierung Düsseldorf 
– 31.1.6.15 –

    Im Auftrag

    Dr. Linzenich

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 188

207 Ungültigkeitserklärung
 eines Polizeidienstausweises

(Kommissaranwärter Daniel Riedel)

Bezirksregierung
25.3.1-1504

Düsseldorf, den 18. April 2007 

Nachfolgend aufgeführter Polizeidienstausweis ist 
in Verlust geraten und wird hiermit für ungültig 
erklärt. Nr. 0551048 des Kommissaranwärters 
 Daniel Riedel ausgestellt am 28.09.2005 durch die 
ZPD NRW.

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 188
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Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

208 Antrag des Bürgermeisters
 der Stadt Velbert, 42547 Velbert
 auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 31
 Abs. 3 Kreislaufwirtschafts- und
 Abfallgesetz (KrW-/AbfG)

Bezirksregierung
52.05.02.12-IS-08/06

Düsseldorf, den 12. April 2007

Der Bürgermeister der Stadt Velbert hat mit 
 Datum vom 23.08.2006 einen Antrag auf Erteilung 
einer Plangenehmigung gemäß § 31 Abs. 3 Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) 
für die wesentliche Änderung der Deponie Indus-
triestraße in Velbert gestellt. Antragsgegenstand 
ist die Errichtung einer Basisabdichtung im 6. 
Bauabschnitt.

Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) stelle ich fest, dass für 
das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht besteht. Die allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalles hat ergeben, dass erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen im Sinne des Gesetzes 
nicht zu erwarten sind.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Beckers

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 189

209 Anlage für den Bau und die Montage 
 von Kraftfahrzeugen

Bezirksregierung
56.01.01.3.24-4905

Düsseldorf, den 19. April 2007 

Die Firma DaimlerChrysler AG Werk Düsseldorf, 
Rather Str. 51, 40467 Düsseldorf, hat mit Antrag 
vom 11.08.2006 (ergänzt am 09.02.2007 und 
05.04.2007) die Erteilung eines Genehmigungs-
bescheides gem. § 16 Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) zur wesentlichen Änderung 
der Anlage für den Bau und Montage von Kraft-
fahrzeugen durch die Erweiterung der Produk-
tionskapazität auf 190.000 Fahrzeuge beantragt.

Die Anlage soll in einem bestehenden Hallenkom-
plex errichtet und betrieben werden; Standort:

 40467 Düsseldorf
 Rather Straße 51
 Gemarkung Golzheim/Derendorf/Mörsenbroich
 Flur 1– 5, und 10
  Flurstücke: siehe die Antragsunterlagen zur An-

lage 1/Kapitel 1
Der technische Zweck der Anlage ist die Herstel-
lung von Kraftfahrzeugen, mit einer theoretischen 
Kapazität zum

  Bau und Montage von 190.000 Fahrzeugen pro 
Jahr (Baureihe Sprinter)

Diese Anlage fällt als Anlage für den Bau und 
Montage von Kraftfahrzeugen, mit einer Leistung 
von jeweils 100.000 Stück oder mehr je Jahr, unter 
die Ziffer 3.24 Spalte 1 des Anhangs der 4. Durch-
führungsverordnung zum Bundesimmissions-
schutzgesetz (4. BImSchV) sowie unter die Ziffer 
3.14 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).
Im Einzelnen beantragt die Antragstellerin fol-
gende Maßnahmen:
–  Reorganisation der Montagelinie in der Halle 

150,
–  Die weitere Nutzung der Halle 114 b, zur Lage-

rung von Rohbauteilen,
–  Die Änderung der Abwasseranlage (zwei neue 

Kiesfilter zur Ableitung), bedingt durch das 
 höhere Abwasseraufkommen,

–  Den Verzicht auf die kontinuierliche Gesamt – C 
Messung an den Kaminen der Lackieranlagen, 
da ein repräsentativer Messpunkt aufgrund der 
Dimension nicht vorhanden ist

 und
–  Im Zuge der gegenseitigen Rücksichtnahme, die 

Anpassung der Lärmrichtwerte im nördlichen 
Wohnbereich von derzeit 40 dB(A) auf 45 dB(A).

Die Antragstellerin beabsichtigt, die vorbezeich nete 
Anlage werktags von sonntags 22.00 Uhr bis sams-
tags 22.00 Uhr (3-Schichtbetrieb) zu betreiben.
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 
BImSchG öffentlich bekannt gemacht. Die An-
tragsunterlagen liegen in der Zeit vom 27.04.2007 
bis 25.05.2007 bei der
 Bezirksregierung Düsseldorf 
 Zimmer 240 a
 Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf
 Montag bis Freitag von 9.00 h – 12.00 h und 
 von 13.00 h – 16.00 h
zur Einsicht aus.
Ich fordere hiermit auf, etwaige erörterungsfähige 
Einwendungen gegen das Vorhaben entweder 
schriftlich oder zur Niederschrift bei mir innerhalb 
der Einwendungsfrist in der Zeit vom 26.04.2007 
bis 08.06.2007 vorzubringen.
Mit Ablauf dieser Einwendungsfrist werden alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titel beruhen (§ 10 
Abs. 3 BImSchG).
Einwendungen, die auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen, sind vor den ordent-
lichen Gerichten geltend zu machen (§ 10 Abs. 6 
BImSchG).
Die Einwendungen haben neben dem Vor- und Zu-
namen (Familiennamen) auch die volle leserliche 
Anschrift des Einwenders zu tragen.
Einwendungen, die unleserliche Namen oder 
 Anschriften aufweisen, müssen unberücksichtigt 
bleiben.
Darüber hinaus werden auch nur solche Einwen-
dungen Berücksichtigung finden, die erkennen las-
sen, welche seiner Rechtsgüter (z. B. Leib, Leben 
und Gesundheit oder Eigentum) der Einwender für 
gefährdet ansieht.
Desgleichen bleiben gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes NRW 
gleichförmige Einwendungen (vervielfältigte, 
gleich lautende Texte) unberücksichtigt, die nicht 
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auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
deutlich sichtbar Name und Anschrift des Vertre-
ters der übrigen Unterzeichner erkennen lassen 
oder bei denen der Vertreter keine natürliche Per-
son ist.

Die Einwendungen werden an den Antragsteller 
weitergegeben; jedoch werden auf Verlangen des 
Einwenders dessen Namen und Anschrift unkennt-
lich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur Be-
urteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich 
sind.

Der Termin für den Beginn der Erörterung der 
Einwendungen wird bestimmt auf den 27.06.2007 
und – falls erforderlich auf den 28.06.2007 – ab 
10.00 h. Die Erörterung ist öffentlich und findet 
statt im

Plenarsaal der Bezirksregierung Düsseldorf
Cecilienallee 2

40474 Düsseldorf

Einlass kann nur bis zur Kapazitätsgrenze der 
Räumlichkeiten gewährt werden.

Zu diesem Termin wird nicht gesondert geladen.

Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an 
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, 
so wird sie unterbrochen und am nächsten Tag 
weitergeführt. Eine weitere besondere Bekanntma-
chung erfolgt nicht.

Durch die Teilnahme an dem Erörterungstermin 
entstehende Kosten werden nicht erstattet. Es wird 
darauf hingewiesen, dass fristgerecht erhobene 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antrag-
stellers oder von Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, erörtert werden.

Gemäß § 16 der neunten Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetztes – 
Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 
9. BImSchV findet ein Erörterungstermin nicht 
statt, wenn

1.   Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder 
nicht rechtzeitig erhoben worden sind,

2.   die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu-
rückgenommen worden sind oder

3.   ausschließlich Einwendungen erhoben worden 
sind, die auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen.

Die Zustellung der Entscheidung an die Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, kann durch öf-
fentlichen Bekanntmachung ersetzt werden.

    Im Auftrag 

    Stalder

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 189

210 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der Firma 
 O. & L. Sels GmbH & Co. KG, Neuss

Bezirksregierung 
56.01.01-7.23/4880

Düsseldorf, den 19. April 2007 

Antrag der Firma
O. & L. GmbH & Co. KG, Neuss, 

auf Erteilung einer Genehmigung nach
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)

Die Firma O. & L. GmbH & Co. KG, Neuss, hat 
mit Datum vom 29.06.2006 einen Antrag auf Ertei-
lung einer Genehmigung gemäß § 16 BImSchG für 
die wesentliche Änderung ihrer Anlage zur Erzeu-
gung von Ölen oder Fetten aus pflanzlichen Roh-
stoffen mit einer Produktionsleistung von 300 Ton-
nen Fertigerzeugnissen oder mehr je Tag als Vier-
teljahresdurchschnittswert gestellt.

Antragsgegenstand der Änderung ist der Einsatz 
naturbelassener Pflanzenöle und Rohglycerin als 
Brennstoffe einschließlich Emissionsminderungs-
maßnahmen, Erhöhung der Kesselhauskapazität in 
Bezug auf die Feuerungswärmeleistung und Maß-
nahmen zur Geruchsminderung am Standort Düs-
seldorfer Straße 99 –101 in 41460 Neuss.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 7.24.1 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Schemion

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 190

211 Bekanntgabe nach § 3a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der Firma Solarparc AG 
 in Mönchengladbach

Bezirksregierung 
56.01.01-1.6-4886

Düsseldorf, den 18. April 2007 

Die Firma Solarparc AG, Poppelsdorfer Allee 64, 
53115 Bonn hat mit Datum vom 05.07.2006, er-
gänzt am 13.02.2007, einen Antrag auf Erteilung 
einer Genehmigung gemäß § 16 Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz für die Änderung von vier be-
reits genehmigten aber noch nicht errichteten 
Windkraftanlagen im Bereich der Stadt Mönchen-
gladbach, Ortsteile Odenkirchen und Wanlo ge-
stellt.

Antragsgegenstand der Änderung sind der Wechsel 
des Anlagentyps von Enercon E-66 18.70, Naben-
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höhe 98,12 m, Rotordurchmesser 70 m, Leistung 
1.800 kW auf Anlagen des Typs Enercon E 82, Na-
benhöhe 98,3 m, Rotordurchmesser 82 m, Leistung 
2000 kW, sowie leichte Korrekturen der Anlagen-
standorte innerhalb der bereits genehmigten Flur-
stücke.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 1.6.3 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären. Gleiches 
gilt, wenn, wie im vorliegenden Fall, trotz der ge-
ringen Größe des Vorhabens nur aufgrund beson-
derer örtlicher Gegebenheiten gemäß den in der 
Anlage 2 Nr. 2 UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind.

Im vorliegenden Fall hat die Vorprüfung ergeben, 
dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das beantragte Vorhaben nicht zu erwarten 
sind. Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher 
fest, dass für das beantragte Vorhaben eine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag 

    Warneke

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 190

212 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht
 für ein Vorhaben der SWK Energie GmbH

Bezirksregierung 
56.01.01.-1.2-4965

Duisburg, den 12. April 2007

Antrag der SWK Energie GmbH, St. Töniser Str. 
124, 47721 Krefeld auf Erteilung einer Genehmi-
gung nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG)

Die Firma SWK Energie GmbH, hat mit Datum 
vom 02.02.2007 einen Antrag auf Erteilung einer 
Genehmigung gemäß § 16 BImSchG zur Änderung 
des Heizwerkes Bleichpfad gestellt.

Antragsgegenstand ist die Erneuerung der Feue-
rung der bestehenden vier Kesselanlagen.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 1.1.3 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Hans Zimmermann
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213 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht
 für ein Vorhaben der DK Recycling 
 und Roheisen GmbH

Bezirksregierung 
56.01.01.-1.2-4957

Duisburg, den 12. April 2007

Antrag der DK Recycling und Roheisen GmbH, 
Werthauser Str. 182, 47053 Duisburg auf Erteilung 
einer Genehmigung nach § 16 (4) Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG)

Die DK Recycling und Roheisen GmbH, hat mit 
Datum vom 17. Januar 2007 einen Antrag auf 
 Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 (4) 
 BImSchG zur Änderung des Kraftwerkes gestellt.

Antragsgegenstand ist der Einbau und Betrieb 
 einer neuen Kondensationsturbine mit Luftkon-
densator bei unveränderter Kessel- und Gegen-
druckturbinenanlage sowie der Nebenanlagen.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 1.1.4 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Hans Zimmermann
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Sozialangelegenheiten

214 Errichtung der Kath. Kirchengemeinde 
 St. Arnold Janssen in Goch

Bezirksregierung
48.46.02

Düsseldorf, den 26. April 2007

Urkunde

über die Errichtung der Katholischen Kirchen-
gemeinde St. Arnold Janssen in Goch

1.   Nach Anhörung des Priesterrates gemäß can. 
515 § 2 des CIC lege ich die Kirchengemeinden 
St. Georg und Arnold Janssen in Goch mit Wir-
kung vom 06. Mai 2007 zu einer neuen Kirchen-
gemeinde unter dem Namen „Katholische Kir-
chengemeinde St. Arnold Janssen“ zusammen.

2.   Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden hören die Kirchengemeinden 
St. Georg und Arnold Janssen zu existieren auf. 
Das Gebiet der neuen Kirchengemeinde wird 
aus dem der zusammengelegten Kirchengemein-
den gebildet, ebenso wie deren Mitglieder die 
Mitglieder der neuen Kirchengemeinde St. Ar-
nold Janssen sind.

3.   Pfarrkirche der neuen Kirchengemeinde wird 
die Kirche St. Maria Magdalena. Die Kirche 
 Arnold Janssen wird Filialkirche. Die Kirchen 
behalten ihre bisherigen Patrozinien.

4.   Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden geht deren Vermögen, näm-
lich der Grundbesitz, das bewegliche Vermögen, 
sowie alle Forderungen und Verbindlichkeiten 
auf die Kirchengemeinde St. Arnold Janssen 
über. Eine Änderung der Eigentümerbezeich-
nungen des durch den Vermögensübergang be-
troffenen Grundbesitzes erfolgt durch geson-
derte bischöfliche Urkunde.

Münster, den 20. März 2007

    † Dr. Reinhard Lettmann

Urkunde

Die durch Urkunde des Bischofs von Münster fest-
gelegte Errichtung der Katholischen Kirchenge-
meinde St. Arnold Janssen in Goch, bestehend aus 
den Katholischen Kirchengemeinden St. Georg 
und Arnold Janssen in Goch, wird hiermit für den 
staatlichen Bereich, aufgrund der Vereinbarung 

zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und den 
Diözesen im Land Nordrhein-Westfalen vom 08., 
20., 22., 25. Oktober 1960 (GV. NW. 1960, S. 426), 
anerkannt.

Düsseldorf, den 10. April 2007 

Bezirksregierung Düsseldorf 
48.46.02

    Im Auftrag

    Olmer
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C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

215 Bekanntmachung 
 des Abfallwirtschaftsverbandes 
 Borken-Wesel

Am Montag, 07.05.2007, findet um 17.00 Uhr im 
Verwaltungs- und Informationszentrum der Ent-
sorgungs-Gesellschaft Westmüngsterland (EGW) 
mbH, Estern 41, 48712 Gescher die 4. Sitzung der 
Zweckverbandsversammlung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Borken-Wesel statt.

Tagesordnung

Öffentlicher Teil:

1.  Bestellung eines/einer Schriftführer/in für die 
Zweckverbandsversammlung

2.  Fortschreibung der Abfallwirtschaftskonzepte 
der Kreise Borken und Wesel

3.  Verschiedenes

Kamp-Lintfort, den 5. April 2007

    Dr. Ansgar Müller

    Vorsitzender
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